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Öffentliche Bekanntmachung der Bezirksregierung Köln 
Az.: 54.1.12.1-Rhein 
 
 
Nach § 76 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. § 112 Abs. 1 Sätze 1-3 und 5 Landeswassergesetz 
(LWG) ist das Überschwemmungsgebiet (ÜSG) des Rheins – von der Landesgrenze Rheinland Pfalz 
bei km 639+300 bis zur Grenze des Regierungsbezirks Düsseldorf bei km 711+200 im Bereich der 
Städte Köln, Bonn, Leverkusen, der Stadt Wesseling im Rhein-Erft-Kreis, der Städte Niederkassel, 
Troisdorf, Sankt Augustin, Siegburg, Bornheim, Königswinter, Bad Honnef im Rhein-Sieg-Kreis im 
Regierungsbezirk Köln durch eine ordnungsbehördliche Verordnung festzusetzen. In dem Verfahren 
zur Festsetzung des vorgenannten Überschwemmungsgebietes ist eine Beteiligung der Öffentlichkeit 
unter entsprechender Anwendung des § 73 Abs. 2 bis 5 Verwaltungsverfahrensgesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) durchzuführen.  
 
Die Unterlagen für die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes des Rheins werden gemäß § 112 
Abs. 1 Sätze 1-3 und 5 LWG i.V.m. § 73 Abs. 2 bis 5 VwVfG NRW einen Monat lang in den 
Gemeinden, in deren Bereich sich die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes des Rheins 
auswirkt, und zwar in der Zeit 
 
vom Donnerstag, den 15. November 2012 bis Montag, den 17. Dezember 2012 einschließlich bei 
der Stadt Wesseling, Neues Rathaus, 3. Etage, Zimmer 313- 315, Alfons- Müller- Platz, 50389 
Wesseling während der Dienststunden (Montag, Mittwoch, Donnerstag 8.00 Uhr- 16.00 Uhr, Dienstag 
8.00 Uhr- 18.00 Uhr, Freitag 8.00 Uhr- 12.30 Uhr) zur Einsichtnahme ausgelegt. 
 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis spätestens Mittwoch, den 9. 
Januar 2013 einschließlich (Verlängerung der regulären zweiwöchigen Einwendungsfrist auf Grund 
der Feiertage/Weihnachtsferien) schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Wesseling, Bereich 
Stadtplanung, Neues Rathaus, Alfons- Müller- Platz, 50389 Wesseling oder bei der Bezirksregierung 
Köln, Zeughausstr. 2-10, 50667 Köln, Einwendungen erheben. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind nach § 73 Abs. 4 VwVfG NRW alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Die Erhebung einer 
fristgerechten Einwendung setzt voraus, dass aus der Einwendung zumindest der geltend gemachte 
Belang und die Art der Beeinträchtigung hervorgehen, die Einwendung unterschrieben und mit einem 
lesbaren Namen und Anschrift versehen ist. Einwendungen ohne diesen Mindestinhalt sind 
unbeachtlich. Wirksam erhobene Einwendungen werden von der Bezirksregierung Köln im Rahmen 
der Festsetzung des ÜSG geprüft. Ob und ggf. in welcher Weise Einwendungen berücksichtigt werden 
konnten, ergibt sich aus der endgültigen Festsetzung des ÜSG, die im Amtsblatt für den 
Regierungsbezirk Köln öffentlich bekanntgemacht wird.  
 
Die vorläufige Sicherung des Überschwemmungsgebietes im Sinne des § 76 Abs. 3 WHG tritt am 
27.11.2012 in Kraft und endet mit dem Inkrafttreten einer neuen 
Überschwemmungsgebietsverordnung. Die Veröffentlichung der vorläufigen Sicherung erfolgte am 
05.11.2012 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Köln. Die Karten der vorläufigen Sicherung 
entsprechen den in diesem Festsetzungsverfahren ausgelegten Karten. Die Verbots- und 
Genehmigungstatbestände sowie die sonstigen Regelungen gemäß § 78 WHG und § 113 Abs. 5 -7 
LWG, wie für ein bereits festgesetztes Überschwemmungsgebiet, gelten für das vorläufig gesicherte 
Überschwemmungsgebiet entsprechend. 
 
Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Unterlagen entstehen, werden nicht erstattet. 
 
 
Köln, den 23.10.2012 



Bezirksregierung Köln 
Obere Wasserbehörde 
Im Auftrag 
gez. Bachmann 
 
 
 
 
10. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Wesseling 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 ff. / SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23. Oktober 2012 (GV NRW S. 474), hat der Rat der Stadt Wesseling in seiner Sitzung 
am 6. November 2012 folgende 10. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Wesseling 
beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
In § 13 Abs. 7 Satz 1 werden die Worte „Schule, Kultur und Partnerschaften“ ersetzt durch die Worte 
„Kultur- und Partnerschaftsausschuss“. 
 

Artikel 2 
 
§ 21 Abs. 3 erhält folgende Fassung: „Leitende Dienstkräfte im Sinne dieser Vorschrift sind der 
Bürgermeister, die Beigeordneten, der Kämmerer sowie die gemäß § 68 Absatz 3 Satz 1 GO NRW mit 
der auftragsweisen Erledigung bestimmter Angelegenheiten betrauten Beamten und Beschäftigten.“ 
 

Artikel 3 
 
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Wesseling 
in Kraft. 
 

* * * 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen nach Ablauf eines Jahres seit der Verkündung 
gegen diese Satzung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Wesseling, den 7. November 2012 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Hans-Peter Haupt 
 
 
 
 


